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Vor funfzig Jahren und heut. 


Wenn wir die heutige Lage unſeres Staates an⸗ 
ſehen, ſo hat ſie viel Aehnlichkeit mit der Lage, in 
welcher derſelbe ſich 1815 nach der vollſtändigen Ver⸗ 
nichtung der napoleoniſchen Herrſchaft befunden hat. 
Damals wie heute ſtand Preußen im hoͤchſten Glanz 
des Waffenruhms da, damals wie heute wagte kaum 
Jemand einen Zweifel daran laut werden zu laſſen, daß 
Preußen berufen ſei, die Führerſchaft Deutſch⸗ 
lands zu übernehmen; möge der Vergleich ſich nicht 
noch weiter ausſpinnen, möge nicht auch heut wie da⸗ 
mals dieſe Führerſchaft unſern Händen entwunden werden, 
und ſich, wie damals, jenem Siegesjubel eine lange, trübe 
Zeit anſchließen. Zwar hat unſere Regierung jetzt Großes, 
weit Größeres erreicht als damals, aber das Erreichte iſt 
doch nur Stückwerck, welches ſeine volle Bedeutung 
erſt erhält darch ſeine Einfügung in das Ganze, 
deſſen Herſtellung uns der Beruf Preußens zu ſein 

eint. 

5 Preußen hat ſich jetzt abgerundet; es hat die Re⸗ 
ierung nach dem Siege des Heeres ein zuſammen⸗ 
ängendes Ganze geſchaffen, ſo die Kraft Preußens, auf 
welcher die Kraft Deutſchlands beruht, erhöhend. Aber 
heut wie damals vor 50 Jahren bildet Sachſen den 
wunden Punkt in den Erfolgen Preußens. Schon da⸗ 
mals hielt man es für unbedingt nothwendig, daß 
Sachſen aufhöre, ein ſelbſtſtändiges Reich zu fein. 
Dieſes Königreich von Napoleons Gnaden war ein 
zu gefährlicher Nachbar für Preußen, um nicht die preu⸗ 
ßiſchen Staatsmänner zu großen Anſtrengungen zu ver⸗ 
anlaſſen, um daſſelbe mit Preußen zu vereinigen. Es 
gelang einer geſchickten preußenfeindlichen Diplomatie, 
dies zu hintertreiben; zwar wurde Sachſen ſehr bedeutend 
verkleinert, aber es blieb doch beſtehen, und die Geſchichte 
der letzten funfzig Jahre hat gezeigt, wie ſehr es der 
Heerd aller gegen die Ausdehnung des preußiſchen Ein⸗ 
fluffes in Deutſchland gerichteten Intriguen geweſen iſt. 
Dieſe Preußen feindſeelige Haltung hat Sachſen auch in 
dem letzten großen Entſcheidungskampfe bewahrt, und 
alle Welt glaubte daher, daß Sachſen auch zuerſt nach 


dem Siege Preußens von dem Schickſal betroffen werden 
würde, von Preußen annektirt zu werden. 

Dieſe Erwartung hat ſich nicht erfüllt. Louis Napo⸗ 
leon hat ſich der Treue erinnert, mit welcher der König 
von Sachſen an der Seite ſeines Onkels gegen Deutſch⸗ 
land gekämpft hatte, und bei ſeinem Amte als Friedens⸗ 
vermittler hat er die Selbſtſtänd igkeit Sachſens zu 
retten gewußt. 

Wir ſind keine Freunde der Annektionen, befonders 
nicht, wenn ſie vorgenommen werden, ohne die Bevöl⸗ 
kerung zu befragen, und wir hätten, wie wir ſpäter ent⸗ 
wickeln werden, eine andere Art Löſung der deutſchen 
Frage lieber geſehen, als die jetzt beliebte. Da man 
aber einmal den Weg der Annektionen eingeſchlagen hat, 
fo müſſen wir geſtehen, daß wir es unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden weder im Intereſſe Preußens noch im Intereſſe 
Sachſens billigen können, daß man dem Verlangen 
Napoleons nachgegeben hat. Preußen behält zwiſchen 
ſeinen und den öſterreichiſchen Grenzen einen Landſtrich, 
deſſen Herrſcher ihm feindlich gefinnt iſt, und deſſen 
Land den Oeſterreichern, wenn ſie einſt den Angriff 
nicht abwarten, ſondern den Kampf eröffnen wollen, ein 
bequemes Feld zur Entwicklung ihrer Truppen bietet. 
Um dies möglichſt zu verhindern, muß Preußen außer 
anderen durch den norddeutſchen Bund gebotenen Hoheits⸗ 
rechten, in Sachſen vor Allem auch die volle Militär⸗ 
hoheit beanſpruchen, ſo daß es fortan keine ſächſiſche 
Armee mehr geben wird, ſondern nur ſächſiſche Soldaten, 
welche in preußiſche Regimenter vertheilt werden, wäh⸗ 
rend preußiſche Truppen Sachſen beſetzen werden. Auf 
ſolche Weiſe kommen die Unterthanen des Königs von 
Sachſen in ein ſchlechteres, gleichſam untergeordneteres 
Verhältniß zu Preußen, als die Bewohner der andern 
Bundesſtaaten, und es wird dies in ihnen eine ſtarke 
Erbitterung hervorrufen, welche auf die Entwickelung 
eines günſtigen Verhältniſſes zwiſchen Preußen und 
zn einen hemmenden Einfluß ausüben muß. 

ieſer ſchlimmen Lage wäre man entgangen, wenn 
man ganz einfach ſtatt des norddeutſchen Bundes die 
Geltung der deutſchen Reichsverfaſſung prokla⸗ 
mirt hätte, deren, den jetzigen Verhältniſſen nicht mehr 


entſprechende Beſtimmungen ja leicht durch Reviſion zu 
entfernen geweſen wären. Dann wäre nicht ein einzelner 
Staat in ein untergeordnetes Verhältniß zu der Zentral⸗ 
gewalt, dem Kaiſer, gekommen, ſondern alle gleichmäßig, 
und ſelbſt Preußen als Staat hätte zu dem Kaiſer von 
Deutſchland, obgleich dieſer gleichzeitig König von Preu⸗ 
ßen geweſen wäre, in demſelben Verhältniß geſtanden. 
Dann hätte ſich Niemand zu beklagen gehabt, und jene 
Unterordnung hätte Niemanden gekränkt, da er ſie mit 
Allen gleichmäßig zum allgemeinen Beſten hätte über⸗ 
nehmen müffen. ; 

Man hat dieſen ſo einfachen Weg nicht eingeſchlagen, 
man läßt an ſeiner Grenze ein Land beſtehen, welches 
keinerlei Sympathie für uns hat, und welches durch die 
Unterordnung, die es allein und ausnahmsweiſe erfährt, 
immer mehr und mehr gegen Preußen erbittert wird. 
Möge ſich dieſer Fehler nicht einſt ebenſo rächen, wie es 
ſich gerächt hat, daß man vor 50 Jahren das König⸗ 
reich Sachſen als ſelbſtſtändigen Staat beſtehen ließ. 


Polttiſche Wochenſchau. ; 
Preußen. In der abgelaufenen Woche hat das Ab⸗ 
eordnetenhaus die Thronrede des Königs mit folgender 
dreſſe, über deren Faſſung ſich Mitglieder aller Parteien 
geeinigt hatten, beantwortet: 
Allerdurchlauchtigſter ıc. 

Euer Königliche Majeſtät haben in einem großen Augen⸗ 
blicke von weltgeſchichtlicher Bedeutung uns um Ihren er⸗ 
habenen Thron verſammelt. Unſer Volk preiſt in Demuth 
die Gnade Gottes, welche Euer Majeſtät theueres Leben be⸗ 
ſchirmte und ſo Großes zu vollbringen zuließ. 5 

Die großen Thaten, welche unſer tapferes Heer in we⸗ 
nigen Wochen von Land zu Land, von Sieg zu Sieg, dort 
über den Main, hier an die Thore der Hauptſtadt Oeſter⸗ 
reichs führten, haben unſer Herz mit freudigem Selbſtgefühl 
und mit lebhaftem Dank erfüllt. Wir ſprechen den Dank 
des Volkes aus an die Tauſende, welche das Grab bedeckt, 
an die ſämmtlichen überlebenden Streiter des ſtehenden 
Heeres und der in großer Zeit geſchaffenen Landwehr, an 
die einſichtigen Führer, vor Allen an Eure Majeſtät ſelbſt, 
die Sie, in der entſcheidenden Schlacht die Leitung über⸗ 
nehmend, Noth und Gefahr mit den Kämpfern getheilt und 
dem Kriege durch raſche Führung ein Ziel geſetzt haben. 

Von hoher Bedeutung ſind ſchon jetzt die errungenen 
Erfolge: die Auflöſung der Bundesverfaſſung, die Ausein⸗ 
dere mit Heſterreich, die Erweiterung der Grenzen 
und des Machtgebietes unſeres Staates und die dadurch ge⸗ 
gebene Ausſicht, daß in nicht ferner Zeit ein politiſch geeintes 
Deutſchland unter Führung des größten Deutſchen Staates 
ſich entwickeln könne. 

Dieſe Früchte, davon ſind wir mit Euerer Majeſtät 
überzeugt, werden nur in einträchtigem Zuſammenwirken 
zwiſchen Regierung und Volksvertretung zur Reife gedeihen. 

Ohne die Sicherung und Ausbildung der verfaſſunge⸗ 
mäßigen Rechte des Volkes werden wir nicht zählen bürfen 
auf die Huldigung der Geiſter und Herzen in Deutſchland, 
welche allein der Macht Haltbarkeit und Dauer verleiht. 

Gegenüber der Thatſache, daß ſeit einer Reihe von 
Jahren die Staatsausgaben ohne einen zur geſetzlichen Feſt⸗ 
ſtellung gelangten Staatshaushalts⸗ Etat und theilweiſe im 
Widerspruch mit den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes ge⸗ 
leiſtet worden find, gereicht es dem Letzteren zur großen Ge⸗ 
nugthuung, daß Eure Majeſtät feierlich auszuſprechen geruht 


haben, daß die in jener Zeit geleifteten Geldausgaben der geſetz⸗ 
lichen Grundlage entbehren, weil dieſelbe nur durch das nach 
Artikel 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde alljährlich zu Stande zu 
bringende Etatsgeſetz erlangt werden kann. Im Hinblick auf 
dies Königliche Wort, welches nur die Nothwendigkeit eines 
unter Zuftimmung des Abgeordnetenhauſes ins Leben treten 
den jean Staatöhaushaltsgefees, fo wie demgemäß die 
Nothwendigkeit einer für die Vergangenheit zu erwirkenden 
Indemnitäts⸗Erklärung der beiden Häuſer des Landtages an⸗ 
erkennt, iſt das Vertrauen der Landesvertretung gerechtfertigt, 
daß N durch die rechtzeitige Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushalts⸗Geſetzes vor Beginn des Etatsjahres jeder Konflikt 
verhütet werde. 

Die den Berathungen des Landtages unterbreiteten Vor⸗ 
lagen über die Indemnitäts⸗Ertheilung und die Finanzen 
werden wir mit pflichtmäßiger Sorgfalt in Erwägung nehmen. 

Mit derſelben Sorgfalt werden wir die freudig und 
dankbar begrüßten Vorlagen über die Einverleibung der mit 
Preußen zu vereinigenden deutſchen Lande und über die Ein⸗ 
berufung einer Volksvertretung der norddeutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten prüfen, vertrauen jedoch, daß, wenn Rechte des preußi⸗ 
ſchen Volkes und Landtages zu Gunſten eines künftigen 
Parlaments aufgegeben werden ſollen, dieſem Parlamente auch 
die volle Ausübung dieſer Rechte geſichert ſein wird. 

Durchdrungen von der großen Wichtigkeit der gegenwär⸗ 
tigen Epoche für das ganze deutſche Vaterland bieken wir 
aus vollem Herzen unſere Mitwirkung zur einheitlichen und 
freiheitlichen Entwickelung deſſelben, welche die Vorſehung in 
Euerer Majeſtät Hände gelegt hat. Wir können uns der Er⸗ 
kenntniß nicht verſchließen, daß derſelben noch große Schwie⸗ 
rigkeiten entgegenſtehen, und daß mit der Konſtituirung des 
norddeutſchen Bundes nicht bis zur Beſeitigung derſelben ge⸗ 
wartet werden kann. Aber feſt überzeugt von der Nothwen⸗ 
digkeit eines nationalen Bandes zwiſchen dem Norden und 
Süden des deutſchen Vaterlandes, hoffen wir zuverſichtlich, 
daß daſſelbe in nicht allzuferner Zukunft geſchaffen werden 
wird, namentlich dann, wenn die deutſchen Stämme im Sü⸗ 
den die ſchon jetzt in weiten Kreiſen daſelbſt empfundene 
Gefahr einer Zerreißung Deutſchlands erkennen und dem 
Bedürfniſſe nach einer nationalen feſten Vereinigung mit 
dem Norden einen aufrichtigen und unzweideutigen Ausdruck 


geben. , 
Königliche Majeſtät! 

In allen großen Tagen unſerer preußiſchen Geſchichte 
fanden zu dem Geiſte und der Kraft ſeiner Fürſten ſich die 
des Volkes in Aufopferung und Hingebung geſellt. So fol 
es auch ferner unter uns bleiben, und wer möchte dann wi⸗ 
der uns ſein? — 

In tiefſter Ehrfurcht ꝛc. e 

So wie der Antrag von Mitgliedern aller Parteien unter⸗ 
ſtützt war, ſo wurde er auch faſt einſtimmig und ohne große 
Debatte angenommen. Nur die Abgg. Reichenſperger 
und Dr. Johann Jacoby machten ihren abweichenden 
Standpunkt geltend. Der letztere führte aus, daß er der 
Adreſſe nicht würde zuſtimmen können, ohne ſeiner ganzen 
Vergangenheit, die er dem Kampfe für Recht und Freiheit 
gewidmet, untreu zu werden. g 

Die Adreſſe wurde dem Könige von dem Präfidium des 
Abgeordnetenhauſes und einer Deputation von 30 Mitglie- 
dern überreicht. Der König nahm ſie ohne Gegenwart eines 
Miniſters entgegen und beantwortete die Vorleſung durch 
einige frei geſprochene Worte. Da für dieſe Antwort keine 
authentiſche Faſſung vorliegt, ſo können wir ſie unſeren Leſern 
nur ſo mittheilen, wie ſie die berliner Zeitungen gebracht 
haben. Danach hat der König ungefähr folgendes geſagt: 


Er ſei die faſt einftimmige Annahme der Adreſſe 
0 75 5 an den Präſidenten, hierfür dem 
aufe feinen Dank auszuſprechen. Mit vollem Rechte 
ſpreche die Adreſſe zunächſt den Dank dem Höchſten aus, 
welcher auf ſo ſichtbare Weiſe Preußen, nachdem es zum 
Kriege herausgefordert worden, in ſeinen Schutz genommen 
habe und erſt dann dem Werkzeuge, der Armee, durch welches 
ſo große Dinge erreicht ſeien. Mit der Reorganiſation der⸗ 
ſelben glaube er freilich das Richtige getroffen und insbe⸗ 
ſondere dadurch erreicht zu haben, daß die Armee in ſolcher 
jugendlichen Friſche und Zähigkeit alle Gefahren und Ent- 
1 habe ertragen können. Er könne Gott nicht ge⸗ 
nug preiſen, daß er ihn noch in ſeinem Alter gewürdigt habe, 
für die Größe Preußens und Deutſchlands einzutreten, wie 
es ſein verſtorbener Bruder ſein ganzes Leben lang vergebens 
erſehnt habe. — In der Adreſſe ſei die Indemnität erwähnt. 
Schon früher ſei von ſeiner Regierung wiederholt daſſelbe 
ausgeſprochen mit den Ausdrücken: Entlaſtung, nachträgliche 
Bewilligung; das Budgetrecht ſei niemals beſtritten worden, 
wenn aber das dem Abgeordnetenhauſe zur Gutheißung vor⸗ 
gelegte Budget nicht vereinbart worden: ſo habe die Regie⸗ 
rung geglaubt pflichtmäßig zu handeln, wenn fie die nothwen⸗ 
digen Ausgaben gemacht, und in gleicher Weiſe müſſe auch 
wieder verfahren werden, wenn ein ſolcher Konflikt eintrete, 
aber ein ſolcher Konflikt würde nie wieder ein- 
treten. Sehr freudig habe ihn der Schlußſatz der Adreſſe 
berührt, in welchem ausgeſprochen ſei, daß in Zeiten der 
Gefahr in Preußen König und Volk zuſammenſtehen, mehr 
könne er ja gar nicht verlangen.“ 

Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes, welche die Vor⸗ 
lage wegen der Einverleibung von Hannover, Heſ⸗ 
ſen, Naſſau und Frankfurt a. M. zu berathen hat, 
hat ſich für die vollſtändige Einverleibung dieſer Staaten in 
Preußen ausgeſprochen, und ſoll die preußiſche Verfaſſung 
bis ſpäteſtens zum 1. Oktober 1867 daſelbſt eingeführt wer⸗ 
den. Die Regierung hat ſich mit dieſer Forderung der 
Kommiſſion e erklärt; gegen eine ſofortige Ein · 
führung der preußiſchen Verfaſſung hat ſie ſich entſchieden 
ausgeſprochen. 

Das Abgeordnetenhaus hat in der letzten Woche ver- 
ſchiedenen oktroyirten Verordnungen die Zuſtimmung ertheilt, 
außerdem hat es ſich mit Wahlprüfungen beſchäftigt. Es 
wurden die Wahlen der Abgg. v. Degen und Schultz, 
welche im Wahlkreife Memel Heydekrug gewählt find, für un ⸗ 

ültig erklärt, weil das Haus annahm, daß ſtarke Beein⸗ 
Au ungen von Seiten des Landraths Schultz vorgekommen 
eien. 
' Das Herrenhaus hat keine Sitzung gehalten. Die 
Kommiſſion deſſelben, welche das Annektionsgeſetz berathen, 
hat ſich für die unveränderte Annahme des Regierungsent 
wurfs ausgeſprochen. Be 

Der Friede mit Oeſterreich iſt unterzeichnet. Er 
ſtimmt faft ganz überein mit den ſchon mitgetheilten Präli⸗ 
minarien. 

Ebenſo iſt mit Bayern, Württemberg und Baden 
der Frieden abgeſchloſſen worden. Bayern zahlt 30 Millio⸗ 
nen Gulden, Württemberg 8 Millionen und Baden 6 Millio⸗ 
nen Gulden, zuſammen etwa 25 Millionen Thaler. Außer⸗ 
dem tritt Bayern einige Gebietstheile, zuſammen mit 40,000 
Einwohnern, ab. Mit Heſſen⸗Darmſtadt wird noch 
unterhandelt; wie von einigen verſichert wird, ſoll das ganze 
Großherzogthum in den norddeutſchen Bund eintreten. Wenn 
dies wirklich der Fall ift, jo wird Baden wahrſcheinlich feine 
Forderung, gleichfalls dem norddeutſchen Bund beitreten zu 
können, erneuern. Mit Sachſen haben die Unterhandlungen 


nach dem Rücktritt des Miniſters v. Beuſt begonnen, doch 
kommen fie nicht vorwärts, da der König von Sachſen ſich 
ſträubt, auf die Forderung, daß Sachſen fortan eine preu⸗ 
ßiſche Beſatzung erhalten foll, einzugehen. 

Die „Kreuz⸗Zeitung“, welche mit großer Ueberwindung 
in der letzten Zeit zu allen Maßregeln der Regierung in der 
äußeren Politik ihre Zuſtimmung ausgeſprochen hat, glaubte, 
daß jetzt, wo mit Oeſterreich Friede geſchloſſen iſt, wieder die 
alten Beziehungen Platz greifen werden, und ſie hat ſchnell 
auf das Königreich Italien und die Helden, welche bafjelbe 
gegründet, in alter Weiſe geſchimpft. Sie hat dafür von 
der Norddeutſchen allgemeinen Zeitung und Tages darauf 
auch vom Staats» Anzeiger eine Zurechtweiſung erhalten. 
Seitdem iſt ſie in dieſer Beziehung ruhig geworden, macht 
aber nun ihrem Unmuth über 15 inneren Verhältniſſe 
Luft. Wenn es nach ihrem Sinn ginge, dann würde wohl 
bald alles anders ſein, ob beſſer, das bezweifeln wir. Es 
würde in Preußen allerdings dann Ruhe herrſchen, aber jene 
wellberuhmte „Ruhe“, welche 1831 in Warſchau herſchte, 
nachdem Paskiewitſch mit feinen ruſſiſchen Schaaren die Stadt 
erftürmt hatte. Gott bewahre uns vor ſolcher Ruhe! 

Unſere Truppen rücken jetzt ng aus Böhmen in die 
Heimath. Sie werden ungefähr Mitte September in der 
Nähe von Berlin ſein, und es ſoll dann bei Großbeeren 
eine große Revue abgehalten werden. Alsdann ſollen ſie in 
Berlin einrücken, wo alles zu ihrem feſtlichen Empfange vor⸗ 
bereitet wird. 

Es war einige Zeit davon die Rede, daß der Miniſter 
des Innern und der Miniſter der Juſtiz von ihren Poſten 
zurücktreten würden und man bezeichnete ſchon den früheren 
badiſchen Miniſter, den Herren v. Roggenbach mit großer 
Beſtimmtheit als den künftigen Miniſter des Innern in 
Preußen. Nach den neueſten Nachrichten ſoll jedoch von 
einem ſolchen Miniſterwechſel keine Rede ſein. 

Mit den ſüddeutſchen Staaten, welche einen beſonderen 
Bund bilden ſollen, finden jetzt Verhandlungen wegen des 
Fortbeſtandes des Zollvereins ſtatt. 


Allgemeines gleiches Wahlrecht und geheime 
\ bſtimmung. 


In unſerer letzten Nummer haben wir bei Gelegenheit 
des Reichswahlgeſetzes die Hinderniſſe dargelegt, welche in 
dieſem Augenblicke noch einer vollſtändigen und ehrlichen 
Durchführung des direkten Wahlrechtes entgegenſtehen. 
Gleichwohl haben pir anerkannt, daß daſſelbe ein weſentlicher 
Fortſchritt gegen das indirekte Wahlrecht iſt. Heute wollten 
wir über das allgemeine gleiche Wahlrecht und über 
die geheime Abſtimm ung unſere Meinung abgeben. In⸗ 
zwiſchen haben wir über dieſe Dinge von einem Freunde 
unſeres Blattes eine Zuſchrift bekommen, die wir unſern 
Leſern nicht vorenthalten wollen. Wir ſelbſt hätten uns hie 
und da vielleicht etwas anders ausgedrückt, doch überlaffen 
wir es lieber unfern Leſern ſich ihre Meinung ſelbſt zu bilden, 
ohne daß wir mit der unfrigen dazwiſchentreten. 

Unſer Freund ſchreibt ſo: 

„Was Sie neulich über direkte und indirekte Wahlen ge⸗ 
ſagt haben, ſcheint mir für die Gegenwart vollkommen aus⸗ 
reichend zu ſein, aber vielleicht theilen Sie Ihren Leſern 
mit, was Ihr alter Freund von der allgemeinen gleichen 
Abſtimmung denkt. 

„Es kann Einem wohl wunderlich vorkommen, daß eine 
konſervative Regierung ein fo demokratiſches Reichswahlge⸗ 


ſetz vorſchlägt, wie das, was jetzt von unſerer Volksvertretung 
berathen werden ſoll. Aber ich laſſe mich durch Mißtrauen 
eben jo wenig blind machen, wie durch ſchwächliche Vertrauens 
ſeligkeit. Ich ſehe vielmehr das Ding ſelbſt mit möglichſt 
ungetrübten Augen an und unterſuche, ob es an und für ſich 
ſelbſt gut oder ſchlecht iſt. Da wird es mir denn zu aller⸗ 
erſt klar, daß das alte Wahlgeſetz von 1849 die Wähler mit 
einer Ungleichheit behandelt, die man vergebens zu rechtfer⸗ 
tigen ſucht. Dies Geſetz ſagt nämlich zu uns: „Ihr preußi⸗ 
ſchen Staatsbürger ſollt alleſammt eine Stimme bei den 
Landtagswahlen haben, wenn Ihr nur unbefcholtene, groß⸗ 
jährige und felbftftändige Männer ſeid. Es kommt nicht da⸗ 
rauf an, ob Ihr tauſend oder nur einen Thaler Steuern das 
Jahr über bezahlt. Es wird Euch Allen das Stimmrecht 
ertheilt. Aber gleiches Stimmrecht geben wir Euch darum 
doch nicht. Das größte Recht muß vielmehr der haben, der 
die meiſten Steuern bezahlt. Seine Stimme muß ſo viel 
gelten, wie die von 10 oder 20 oder 100 andern Staats⸗ 
ürgern.“ — Nun, bei einer Aktiengeſellſchaft wo Einer blos 
mit ſeinem Gelde dient, wäre das wohl ganz in der Ordnung; 
aber wenn man im Staate einen Unterſchied beim Stimm⸗ 
recht machen wollte und dürfte, dann müßte man doch 
wenigſtens ſagen: „Der muß am meiſten mitzureden haben, 
der dem Staate mit der beſten Einſicht, mit der größten 
Hingebung, der ihm in der Stunde der Gefahr auch mit 
Leib und Leben dient. Denn ein Mann, der zwar keinen 
Pfennig direkte Steuern bezahlt, der aber durch ſeine Klug⸗ 
heit uns gute Geſetze und Einrichtungen verſchafft, oder durch 
ſeine Tapferkeit eine Schlacht gewinnen hilft, iſt doch dem 
Staate und uns Allen tauſendmal mehr werth, als der erſte 
beſte Schlummerkopf, der alle Vierteljahre einen großen 
Beutel voll Geld in die Steuerkaſſe bringt. — Aber man 
ſoll beim Wahlrecht Keinen bevorzugen, weder, weil er 
reich iſt, noch weil man ihn für einen beſonders klugen und 
tapfern Mann hält. Wer nach ſeinen Kräften mitthatet, der 
ſoll auch mitrathen, wo es am Platze iſt. Wo es aber vor 
den Wahlen geſtattet ift, überall feine Meinung offen und 
ehrlich herauszuſagen, da wird der kluge und einſichtsvolle 
Mann ſchon ganz von ſelbſt feinen größeren Antheil am 
Stimmrechte haben; denn auf ſeinen Rath werden die 
Abſtimmenden hören, wenn ſie ſelbſt nur verſtändige Leute 
find, und nicht auf den Rath der Thoren oder der Selbſt⸗ 
ſüchtigen und Herrſchbegierigen. en 

„Aber darauf kommt es an, wenn nämlich gute und 
verſtändige Wahlen zu Stande kommen ſollen, daß die 
Wähler wenigſtens in ihrer Mehrzahl verſtändige Männer 
ſind, denen das Gemeinwohl mehr am Herzen liegt, als ihr 
eigenes liebes Ich. a 

„Und da tritt. nun die ſchwierige Frage ein, ob es wirk⸗ 
lich gerathen iſt, alle Männer von 25 Jahn, wenn ſie nur 
nicht von Gerichtewegen für beſcholten erklärt oder unter 
Kuratel geſtellt find, jo ohne Weiteres zu den Wahlen zu- 
ulaſſen. ; 
. I dem alten guten Worte: „Wo wir nicht mitrathen“, 
oder „Wer da mitthatet, der ſoll auch mitrathen“, kommen 
wir da nicht aus. Denn auch die, die noch nicht 25 Jahre 
alt ſind, und gar viele ſteuerzahlende Frauen thaten doch auch 
mit und keinem Menſchen fällt es ein, ſie zum Mitrathen zu 
berufen. Denn das Mitthaten, das zum Mitrathen berechtigt, 
fol nicht blos befohlenes und erzwungenes, ſondern es ſoll 
ein freiwilliges und mit klarem Verſtändniß geübtes ſein. 

„Ich weiß ſehr wohl, daß es leicht geſagt, daß es aber 
unendlich ſchwer, ja daß es geradezu unmöglich iſt, irgend 


einen gerechten und ausreichenden Maßſtab zu finden, an 
welchem man ausmeſſen kann, welche von den großjährigen 
Männern im Staate den nöthigen Verſtand, und welche 
unter den klugen Leuten den nöthigen guten Willen befigen, 
um verftändig und gewiſſenhaft zu wählen. Jedes Mittel, 
das man vorſchlagen könnte, um die Unfähigen von dem 
Wahlrechte auszuſchließen, würde zu tauſend Verkehrtheiten 
führen und die allerſchlimmſten, ja gefährlichſten Uebelſtände 
mit fich führen. 

„Ich dachte wohl einmal daran, wenigſtens die auszu⸗ 
ſchließen, welche nicht ordentlich leſen und ſchreiben können. 
Ich meinte nämlich, daß unter dieſen, wenn auch ſonſt recht 
ordentlichen und rechtſchaffenen Leuten doch herzlich wenige 
wären, die die Fähigkeiten eines Abgeordneten zu beurtheilen 
verſtänden. Denn, ſo ſagte ich mir, um über dieſe urtheilen 
zu können, reicht es nicht aus, wenn man ſich blos mit ſeinen 
Nachbarn und Freunden, oder mit dieſem oder jenem Manne 
von höherer Bildung über Staatsangelegenheiten beſpricht. 
Man muß doch auch ſelbſt in Zeitungen und Büchern leſen 
können, was andere Leute zu andern Zeiten und an andern 
Orten über die Angelegenheiten des Staates geſagt haben 
und heute ſagen. Aber ich überlegte mir auch, daß in Preußen 
und überhaupt in dem außeröſtreichiſchen Deutſchland glück⸗ 
licherweiſe die Zahl der Leute ſehr gering iſt, die keine Bücher 
und Zeitungen zu leſen verſtehen, und daß dieſelben in unſe⸗ 
rem Staate, höchſtens in den Provinzen Preußen und Poſen 
und in Oberſchleſien einigermaßen in's Gewicht fallen könnten. 
Auch ſagte ich mir, daß an ſolcher Unwiſſenheit zum größten 
Theile der Staat ſelbſt und die im beſſeren Wohlſtande 
lebenden Klaſſen der Geſellſchaft ſchuld ſind. Darum blieb 
ich dabei, daß das allgemeine gleiche Wahlrecht, wie es die 
Regierung jetzt vorſchlägt, doch am Ende das allein gerechte 
und trotz vieler Mißftande doch das zweckmägigſte iſt. Ja, 
es empfiehlt ſich auch darum, weil es dem Staate und dem 
gebildeteren Theile des Volkes ſo recht eindringlich die Pflicht 
einſchärft, mit aller Anſtrengung der Kräfte für Bildung und 
Gefittung auch unter den ärmſten und oft nur allzu ſehr ver⸗ 
nachläſſigten Klaſſen der Geſellſchaft zu ſorgen. 

„Endlich die geheime Abſtimmung. , 

„Man hat in den letzten Jahren wohl oft und mit Recht 
geſagt, daß die öffentliche Abſtimmung, wie ſie auf Betrieb 
der Reaktion im Jahre 1849 eingeführt worden iſt, den Mut 
und den Charakter gar vieler unſerer Mitbürger ſichtli 
geſtählt hat. Aber jede Gefahr, die wir bekämpfen müffen, 
erhöht die Kraft des Mannes, und doch wäre es wohl die 
allerverkehrteſte Behauptung, daß die Geſetzgeber das Recht 
oder gar die Pflicht hätten, die Bürger des Staates ohne 
alle Noth in Gefahren zu ſtürzen, blos um ſie zu tapfern 
Männern zu erziehen. Auch wiſſen wir aus langer ſchmerz⸗ 
licher Erfahrung, daß die Verführungen, die Drohungen, die 
Beſchädigungen, durch welche man Wahlen in einem gewiſſen 
Sinne erzielen wollte, gar manchen wackern Mann verhindern 
können, ſeine Wahlſtimme abzugeben. Und wer zählt alle 
die ſonſt ehrlichen Leute, die doch ſchwach genug find, um 
aus ſündbafter Menſchenfurcht geg en ihre Ueberzeugung und 
ihr Gewiſſen zu ſtimmen? Cs iſt keine Frage: Wenn man 
gerecht ſein und wenn man Wahlen erzielen will, die die 
Einſicht. die Geſinnung und den Willen des Volkes wirklich 
ausdrücken, fo muft man ſchlechterdings das geheime Stimm⸗ 
recht einführen. Nur muß das Abgeordnetenhaus auch für 
ſolche Einrichtungen ſorgen, daß Niemand im Stande iſt, 
dem Wähler in feinen Stimmzettel hineinzuſehen, ehe er ihn 
in die Urne geſteckt hat“. 
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